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Abwanderung verhindern, Bremen zur wachsenden Stadt ent-
wickeln, bezahlbaren Wohnraum schaffen und immer neue 
Zielzahlen ausrufen – die Versprechungen der rot-grünen Re-
gierung rund ums Bauen sind gewaltig. Doch die Ernüchterung 
kommt schnell, wenn es um die Umsetzung geht. »Statt das 
gebaut wird, verbaut Rot-Grün vielerorts jede Menge Chan-
cen«, fasst Silvia Neumeyer, baupolitische Sprecherin der 
CDU-Fraktion, die Performance des grün geführten Baures-
sorts zusammen. Was die stellvertretende Fraktionsvorsitzen-
de meint, sind die vielen Fauxpas, mit denen der Bremer Senat 
in den vergangenen Monaten immer wieder Bauprojekte zum 
Stillstand und zum Scheitern hat kommen lassen. Hier die Top 3 
der verbauten Chancen von Rot-Grün.

Verbaute ChanCe  1
streithähne

Wenn sich zwei Senatskollegen harsche Briefe schreiben oder 
wenn sich ein Dissens zwischen den Koalitionspartnern zum 
jahrelangen Streitpunkt ohne Lösung entwickelt, dann ist man 
mitten drin in der rot-grünen Baupolitik. Regelmäßig beharken 
sich Wirtschaftssenator Martin Günthner (SPD) und Bausenator 
Joachim Lohse (Grüne) medienwirksam gegenseitig und laufen 

so Gefahr, vielversprechende Projekte schon ganz am Anfang 
gegen die Wand zu fahren. Erst im Frühjahr preschte der Bause-
nator mit einem offenbar unabgestimmten Vorschlag möglicher 
Wohnbebauung auf dem Kellogg-Gelände in der überseestadt 
vor. Nicht nur der Wirtschaftssenator, auch die Hafenwirtschaft 
reagierte sauer. Investoren waren entweder verschreckt oder 
witterten die Chance, den Zoff der Streithähne für ihre Inter-
essen zu nutzen. Eine strategische Planung des Gebiets und die 
Einbeziehung der verschiedenen Interessen ist durch den hemds-
ärmeligen Auftritt der beiden Senatoren vermasselt worden.
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Verbaute Chance  � 2
Koalitions­
blockaden

»Wir müssen zum Beispiel zusätzliche Wohnraumflächen auch 
dort ausweisen, wo Naturschutzbelange geltend gemacht wer-
den könnten«, sagte Bürgermeister Carsten Sieling zum Amts-
antritt der Frankfurter Allgemeinen Zeitung. Fakt ist, damit 
Familien nicht weiter in Scharen ins niedersächsische Umland 
ziehen, braucht Bremen attraktive Bauflächen. Doch Sieling 
kann sich gegen die Blockade seines grünen Koalitionspartners 
offenbar nicht durchsetzen. Erstes Beispiel: Brokhuchting. In 
dem Baugebiet, das seit über 10 Jahren als solches ausgewiesen 
ist, könnten 400 Ein- und Mehrfamilienhäuser entstehen. Doch 
die Grünen blockieren seit vielen Jahren die Realisierung. Ideo-
logische Flächendiskussionen wie diese lähmen den gesamten 
Wohnungsbau. Zweites Beispiel: Die Kleingärtner haben selbst 
vorgeschlagen, die etwa 460 brachliegenden Kleingärten zu be-
bauen. Ein toller Vorschlag, denn auf den verwilderten Flächen 
könnte in Absprache mit den umliegenden Parzellenbesitzern 
Familien Platz für ihr Häuschen finden. Die CDU hat deswegen 
einen entsprechenden Antrag eingereicht (s. rechte Seite) Doch 
die Grünen und allen voran ihr Bausenator Joachim Lohse wol-
len davon weder etwas wissen noch darüber diskutieren und 
blockieren weiter. Dem Koalitionsfrieden zuliebe musste auch 
die SPD klein beigeben und den CDU-Antrag ablehnen.

Verbaute Chance  � 3
Katastrophale 
Kommunikation

Völlig vergaloppiert: Bei der geplanten Bebauung der Galopp-
rennbahn waren sich SPD und Grüne endlich mal einig – und 
doch steht auch dieses Projekt still. Denn mangelnde Informati-
on und Einbeziehung der Beiräte haben vor Ort für verständliche 
Empörung gesorgt. Genauso wie der Umgang mit den Betrei-
bern der Galopprennbahn: Der Verein wurde in atemberauben-
dem Tempo vor die Tür gesetzt, obwohl die Planungen über das 
Wohnungsquartier noch in den Anfangsschuhen stecken und bis 
zum ersten Spatenstich noch Jahre vergehen werden. Auch mit 
dem auf dem Areal ansässigen Golfanlagenbetreiber, der sich 
ebenfalls von den Senatsplänen völlig überrumpelt fühlt und bis 
Ende 2024 einen Vertrag über das Gelände hat, ist bisher keine 
Einigung getroffen. Neuster Coup bei dem verbockten Projekt: 
Hinter dem Rücken des Vereinsvorstandes der Galopprennbahn 
erteilte die Wirtschaftsbehörde im August einem Vereinsmit-
glied die Erlaubnis, doch wieder Veranstaltungen durchzufüh-
ren. Hier wird nur Frust statt Wohnungen gebaut.�

Sowohl  beim Kellogg-Gelände als auch bei der Galopp-Rennbahn hat der 
Senat unnötig Chancen verbaut.



ideenreiCh und konkret:

die cdu­fraKtion treibt rot­grün vor sich her
Während Rot-Grün Bremens Chancen auf eine wachsende Stadt und attraktives Wohnen verbaut, 
lässt die CDU-Fraktion durch innovative Ideen und Vorschläge sowie konkreten Forderungen nicht locker. 
Hier ein Überblick über die Initiativen der vergangenen Monate:
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bebauung Von braChliegenden kleingärten niCht aussChliessen

Die CDU hatte die Debatte um brachliegende Kleingärten einst angestoßen, die SPD zog nach und selbst die Klein-
gärtner sind aufgeschlossen: Doch die Grünen wollen die Potenziale von verwilderten Kleingärten als Baufläche 
vorbeiziehen lassen. Unverständlich, denn insbesondere für Familien wären die Flächen ein hochattraktives Wohn-
umfeld. Die CDU-Fraktion ist gegen die grüne Blockade mit einem Antrag für die Bürgerschaft aktiv geworden. Die 
Christdemokraten erwarten von allen Parteien eine offene Diskussion über den Vorschlag und fordern den Senat auf 
zu prüfen, ob und wie die Potenziale für hochattraktives Wohnen in Absprache mit den Kleingärtnern und Beiräten 
vor Ort genutzt werden können. Rot-Grün hat daran offenbar kein Interesse: Sie haben den Antrag abgelehnt.

bebauung Von braChliegenden kleingärten niCht aussChliessen

genehmigungen VerkürZen: musterbauordnung als Vorbild nehmen

Die Anzahl von Baugenehmigungen und Baufertigstellungen gehen in Bremen deutlich auseinander:
Von 2011 insgesamt 1305 genehmigten Wohneinheiten, waren zwei Jahre später nur 1074 Wohnungen fertiggestellt. 
Der Grund: Die Landesbauordnung lässt es zu, dass Investoren nach der Genehmigung den Baubeginn bis zu 6 Jahren 
vor sich herschieben können. Damit der Wohnungsbau in Bremen schneller vorangeht, fordert die CDU-Fraktion 
deshalb eine Anpassung an die Musterbauordnung, wonach die Geltungsdauer von Baugenehmigungen auf ein Jahr 
begrenzt ist.

genehmigungen VerkürZen: musterbauordnung als Vorbild nehmen

hinterlandbebauung stärker Fokussieren

Insbesondere ältere Häuser verfügen häufig über große Grundstücke, die relativ ungenutzt sind. Oftmals streben 
Familienangehörige das Bauen in der zweiten Reihe an. Eine Anfrage der CDU hat ergeben, dass dadurch insgesamt 
1.312 Wohneinheiten entstehen könnten. »Super Potential, aber die Eigentümer werden nicht aktiv angesprochen. 
Das wäre Aufgabe eines sogenannten Innenentwicklungsmanager. Der Senat hat es aber leider versäumt, sich auf 
ein entsprechendes Bundesförderprogramm zu bewerben«, kritisiert Silvia Neumeyer. Aktuell sind Baulücken nur im 
Baukataster veröffentlicht und zwar oftmals ohne, dass die Betroffenen davon wissen. Das Gespräch mit den Eigentü-
mern muss deshalb dringend nachgeholt werden, um die Potentiale zu realisieren, fordert die CDU-Fraktion in ihrem 
aktuellen Antrag.

hinterlandbebauung stärker Fokussieren

wohnungsbauaktiVitäten Verstärken und einer waChsenden stadt anPassen

Wer als Stadt wachsen will, der braucht vor allem Platz – und zwar für Einwohner, Unternehmen und Dienstleister. 
Doch diesem Anspruch wird die Bau- und Flächenpolitik des rot-grünen Senats seit Jahren nicht gerecht. Nach wie vor 
ziehen insbesondere Familien ins niedersächsische Umland. Die CDU-Fraktion lässt beim Druck auf den Senat deshalb 
nicht nach. Der Tenor des aktuellen Antrages: Wenn es um neue Bauflächen geht, muss in den Bauämtern schneller 
gearbeitet und priorisiert werden, insbesondere für Familien müssen spezielle Flächen ausgewiesen werden und für 
neue Wohngebiete müssen stets soziale Einrichtungen und günstige Verkehrsanbindungen »mitgedacht« werden.

wohnungsbauaktiVitäten Verstärken und einer waChsenden stadt anPassen

digitales Planen und bauen auCh in bremen umsetZen

Im Bausektor sorgt das Programm Building Information Modeling (BIM) dafür, dass Bauwerke schneller, günstiger 
und termingerecht geplant und gebaut werden. Auch das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
sowie Verbände und Kammern betonen die Vorteile von BIM. »Das muss auch in Bremen genutzt und implementiert 
werden«, fordert deshalb Silvia Neumeyer mit einem entsprechenden Antrag der CDU-Fraktion.

Hier finden Sie 
die Links zu den 
entsprechenden 
Anträgen der CDU 
als QR-Code.
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Paukenschlag im Sommer:

Nach vielzähligen Pannen und jahrelangem Stillstand in der 
Bremer Innenstadt will nun ein privater Investor das rot-grüne 
Desaster beenden. Die Pläne des Unternehmers Kurt Zech 
sehen vor, das Parkhaus Mitte zu kaufen und abzureißen, um 
anschließend neue moderne Verkaufsflächen und Laufwege in 
der Bremer Innenstadt zu schaffen. Der Impuls des Investors 
knüpft an die Forderungen der CDU-Fraktion an, die diese be-
reits 2012 in ihrem Innenstadtkonzept aufgeführt hatte. »Dass 
jetzt Private das Zepter in die Hand nehmen, um die Innen-
stadt modern und attraktiv zu gestalten, ist ein Armutszeug-
nis für den Senat«, stellt Heiko Strohmann klar. Als Mitglied 
der Baudeputation fordert Strohmann, dass der Senat die von 
zunehmend Privaten initiierten Projekte, wie der Jacobshof, 
die Umgestaltung des Sparkassenareals, die Aufwertung des 
Domshofs oder jetzt das Parkhaus Mitte, konstruktiv unter-
stützt. »Vor allem sollte die rot-grüne Regierung das Projekt 
jetzt nicht wieder mit absurden Vorgaben überfrachten.« Die 
Innenstadtentwicklung beschäftigte die Stadtbürgerschaft im 
August.

Der CDU-Abgeordnete verfolgt und kritisiert die Fehlentschei-
dungen und die Tatenlosigkeit von Rot-Grün schon lange. »In-
vestoren sind verschreckt, Chancen verbaut und Steuergelder 
versenkt worden«, so Strohmann. Ein stimmiges Gesamtkon-
zept für die Innenstadtentwicklung bleibe der Senat seit Jahren 
schuldig: »Man kann leider nichts anderes als Unfähigkeit und 

Lustlosigkeit attestieren, wenn der Abriss des Parkhauses Mitte 
laut Senat ein angeblich unlösbares Problem sein soll, während 
es einem einzelnen Bremer Investor gelingt, die ersten Weichen 
für dieses Vorhaben allein durch Gespräche mit den Betroffenen 
und Beteiligten zu stellen«, kritisiert Strohmann. Ihn stört auch, 
dass Wirtschaftsressort und Bauressort weiterhin aneinander 
vorbei arbeiten. Denn während die städtische Parkgesellschaft 
BREPARK plant, 5 Millionen Euro in die Erweiterung und Moder-
nisierung der an der Lloydpassage und Kreyenstraße gelegenen 
Einzelhandelsflächen im Parkhaus Mitte zu investieren, prüft 
das Wirtschaftsressort laut Medienberichten eine Zukunft ohne 
das Parkhaus Mitte. Parallel dazu arbeitet das Verkehrsressort 
an einem Parkraumkonzept für die Bremer Innenstadt. »Offen-
bar hat der Senat nach wie vor keine gemeinsame Vorstellung, 
geschweige denn eine abgestimmte Strategie«, so Strohmann.
�

Private 
beenden 
rot-grünes 
Versagen in 
der Innen­
stadtent­
wicklung

Heiko Strohmann 
kritisierte den 
rot-grünen Senat 
für seine jahre-
lange Tatenlosig-
keit deutlich.



zuKunftsverweigerer
Die CDU-Fraktion hat den Haushaltsent-
wurf des rot-grünen Senats und die feh-
lende Weitsicht für die Zukunft scharf kri-
tisiert. Weder sei dieser zukunftsgerecht 
und seriös aufgestellt noch habe die Regie-
rung unter Bürgermeister Carsten Sieling 
(SPD) eigene Ideen, wie sie die Zukunft 
Bremens und Bremerhavens gestalten 
wollten, machte Thomas Röwekamp, Vor-
sitzender der CDU-Fraktion, in der Gene-
raldebatte deutlich.

Denn für den CDU-Abgeordneten stellt 
der von Finanzsenatorin Karoline Linnert 
(Grüne) angedachte Haushalt für die Jahre 
2018/19 nur eine vorgezogene, weitere Ver-
schuldung dar. »Sie klopfen sich selbst für 
20 Millionen Euro, die sie für digitalen Bür-
gerservice aufwenden wollen, auf die Schul-
ter. Dabei haben Sie das Geld gar nicht. Son-
dern stellen eine globale Minderausnahme 
in gleicher Höhe in den Haushalt ein«, nann-
te Röwekamp als Beispiel. Eine globale Min-
derausgabe ist ein Buchhaltertrick. Es han-
delt sich um Einsparungen, bei denen nicht 
klar ist, wo sie herkommen sollen. Auch an 
anderer Stelle steht der Haushalt des Bür-

germeisters und seiner Finanzsenatorin auf 
wackligen Füßen. Thomas Röwekamp zählte 
auf, wo die rot-grüne Regierung notwendige 
Investitionen vor sich herschiebt, um den 
Haushalt schönzurechnen. In den Bereichen 
Schulen, Krankenhäusern, Häfen, Straßen 
und den Bremer Bädern schiebt der Senat 
einen Investitionsstau von mehr als 1,5 Milli-
arden Euro vor sich her – alles Schulden, die 
kommende Generationen abzahlen müssen 
(s. Grafik). Selbst von den 400 Millionen 
Euro, die Bremen ab 2020 zusätzlich durch 
den Länderfinanzausgleich vom Bund be-
kommt, sind nach jetzigen Planungen nur 
noch 89 Millionen Euro übrig.

Haushaltslöcher stopft der Senat dagegen 
mit der Erhöhung der Gewerbesteuer, ins-
besondere auf dem Rücken von Handwerks-
betrieben und mittelständischen Unterneh-
men. »Es ist schäbig, eine Neiddebatte zu 
erzeugen, indem man behauptet, das Geld 
werde für die Bildung benötigt und dafür 
die ‚Reichen‘ zur Kasse zu bitten. Für einen 
Handwerksbetrieb ist das eine Menge Geld« 
sagte Röwekamp in Richtung Senatsbank. 
An die vom Senat eingerichtete Zukunfts-

kommission hat der CDU-Fraktionsvorsit-
zende wenig Erwartungen: »Zukunft ist die 
Ausrede jener, die in der Gegenwart nichts 
tun wollen«, zitierte er den Nobelpreisträ-
ger Harold Pinter. Wenn man wie der Senat 
selbst nicht mehr weiter wüsste, dann sei 
die Beauftragung von Experten nahelie-
gend. Allerdings lägen Megatrends wie Ur-
banisierung oder Bildung auf der Hand. Um 
sie müsste sich der Senat, der jeden Diens-
tag zusammensitzt, eigentlich selbst küm-
mern. »Die Schulden, die Spaltung von Arm 
und Reich oder die Kinderarmut wachsen 
in Bremen. Aber in den Bereichen Einwoh-
nergewinnung, Wirtschaftswachstum oder 
Erwerbstätigkeit entwickelt sich Bremen 
unterdurchschnittlich. Andere Städte zie-
hen an uns vorbei. Wer aber nicht wächst, 
verspielt die Zukunft unseres Landes«, so 
Röwekamp. Er warnt davor, dass der Senat 
mit der Verwaltung von Flächenknappheit 
insbesondere die Mittelschicht aus Bremen 
und Bremerhaven vertreibt und die Spaltung 
zwischen Arm und Reich so noch vergrößert. 
Für Familien und den klassischen Fachar-
beiter böten die umliegenden Gemeinden 
mehr und bezahlbaren Wohnraum. Für die 
Bildung gibt Bremen im Vergleich zu ande-
ren Ländern anteilig zum Haushalt am we-
nigstens aus. »Das Thema hat die Bildungs-
senatorin auf 2035 vertagt. Erst dann will sie 
den Anschluss ans Mittelfeld geschafft ha-
ben. Damit verwehrt sie zwei Generationen 
von Kindern gerechte Bildungschancen«, 
kritisierte der Fraktionsvorsitzende. 
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 Der Sanierungsstau an den 
Schulen beträgt 675 Mio. €.

 Der Sanierungsstau in den 
Krankenhäusern beträgt 400 Mio. € + x.

 Der Sanierungsstau in den 
Häfen beträgt rund 250 Mio. €.

 Der Sanierungsstau bei den 
Straßen beträgt rund 240 Mio. €.

 Der Sanierungsstau in den 
Bremer Bädern beträgt rund 40 Mio. €.

Dies sind »implizite« Schulden für die nächste 
Generation, die zu den »externen« Schulden noch 
hinzukommen.

SANIERUNGSSTAU * 
IN RICHTUNG ZUKUNFT

BÄDer

strassen

hÄfen

krankenhÄUser

sChULen

* nach eigenen Berechnungen | grafische Visualisierung gerundet





Wegen überlanger Verfahren werden Verdächtige 
vorzeitig aus der Untersuchungshaft entlassen. Ein 
mutmaßlicher Sexualstraftäter soll sich erneut an Kin-
dern vergangen haben, weil ein Altfall wegen Personal-
mangel bei Staatsanwaltschaft und Landgericht nicht 
verhandelt werden konnte. Die unbearbeiteten Akten 
stapeln sich in der Justiz, die Hilferufe werden lauter. 
Wie viel ist uns eigentlich ein funktionierender Rechts-
staat wert, fragt der Vorsitzende des Bremischen Rich-
terbundes, Dr. Andreas Helberg, deswegen in seinem 
Gastkommentar.

»Von dem Rechtsgelehrten und Justizminister in der 
Weimarer Republik, Gustav Radbruch, stammt der Satz: 
»Rechtsstaat ist wie das tägliche Brot, wie Wasser zum 
Trinken und wie Luft zum Atmen.« Mancher wird diese 
Wertung für übertrieben halten. Doch eine Gesellschaft 
ohne einen stabilen Rechtsstaat und eine unabhängige 
Justiz mag sich niemand vorstellen. Zum Glück sind wir 
von Verhältnissen wie in der Türkei, Russland oder in 
Polen in der Tat meilenweit entfernt. Unser Rechtsstaat 
ist stark, die Justiz unabhängig und leistungsfähig. Der 
Bürger kann sich in Deutschland und auch in Bremen der 
Durchsetzung von Recht und Gesetz sicher sein…So soll-
te es jedenfalls sein.

In der Praxis werden dagegen die Strafkammern am 
Landgericht der vielen Haftsachen kaum noch Herr. Die 
jüngste Personalverstärkung hilft dabei nur wenig. Die 
Altverfahren lassen sich damit nicht bewältigen. Auch 

die Staatsanwaltschaft ächzt unter einem Rekord an Ein-
gängen. Das Verwaltungsgericht kämpft mit einer Flut 
von Asylverfahren. Die Verfahrenslaufzeiten in Zivilsa-
chen steigen seit zehn Jahren an. Wirtschaftsanwälte 
überlegen sich, ob sie ihren Mandanten Bremen als Ge-
richtsstand noch empfehlen können.

In den letzten Jahren sprachen verantwortliche Rechts-
politiker in Bremen oft davon, die Ausstattung der Justiz 
sei »auskömmlich«. Das stimmt leider schon lange nicht 
mehr. Anwälte, Parteien, Zeugen, Angeklagte und letzt-
lich jeder rechtssuchende Bürger spüren die Auswir-
kungen eines schlichten Befundes: Der Rechtsstaat in 
Bremen erodiert nach und nach durch den chronischen 
Personalmangel.

Nach dem Personalbedarfssystem »Pebb§y«, auf das 
sich die Landesjustizverwaltungen in langwierigen Dis-
kussionen und nach aufwändigen Erhebungen geeinigt 
haben, ergibt sich für Bremen ein besorgniserregender 
Befund: 2016 fehlten in Bremen 36 Richter sowie 17 
Staatsanwälte. Im Bereich des mittleren Dienstes – dem 
»Nadelöhr der Justiz« – waren es sogar über 100 Stellen. 
Das ist das Ergebnis des jahrelang praktizierten Prinzips 
»Rechtsschutz nach Haushaltslage«.

Nur durch den stetigen überobligatorischen Einsatz en-
gagierter, verantwortungsbewusster und motivierter 
Richter und Staatsanwälte, Rechtspfleger und Justizan-
gestellter wird der Justizgewährleistungsanspruch der 
Bürger in diesem Land überhaupt noch erfüllt. Niemand 
sollte sich aber der Illusion hingeben, dass dies auf Dauer 
durchzuhalten ist. Es ist an der Zeit, dass sich die Politik 
in diesem Land die Frage stellt: Wieviel ist uns ein funk-
tionierender Rechtsstaat wert?«�
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Personalmangel:

»Der 
Rechtsstaat 
erodiert in 
Bremen«

Die CDU-Fraktion 
fordert seit Jahren 

eine bessere perso-
nelle Ausstattung 

von Landgericht und 
Staatanwaltschaft. 

Die aktuellste Initia-
tive finden Sie hier:

  
Kontrovers – Der Gastkommentar

Dr. Andreas 
Helberg
Vorsitzender 

Bremischer Richterbund
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Auf die traditionelle Suche nach dem schönsten Kleingarten 
hat Umweltsenator Joachim Lohse scheinbar keine Lust mehr. 
Nach über 60 Jahren Schirmherrschaft durch den Umweltsena-
tor, mussten die Kleingärtner in diesem Jahr auf Unterstützung 
verzichten.

»Dabei ist der Wettbewerb auch eine Wertschätzung der Gar-
tenfreunde, die mit ihren Anlagen für Vielfalt und Lebensquali-
tät in unserer Stadt sorgen«, sagt Silvia Neumeyer, stellvertre-
tende CDU-Fraktionsvorsitzende. Im Gegensatz zu Lohse war 
sie selbst vor Ort und hat sich einige der liebevoll gestalteten 
Gärten angeschaut. Lust haben auch die Kleingärtner inzwi-
schen nicht mehr – und zwar auf den desinteressierten Um-
weltsenator: »Ich vermute, dass Herr Lohse in zwei Jahren nicht 
mehr der Ansprechpartner für uns sein wird, weil wir zwischen-
zeitlich noch einmal wählen«, sagte Birgit Drechsler vom Lan-

Der (rot)-grüne Fehler
  

Kleingärtner 
sauer auf grünen 

Umweltsenator

desverband der Gartenfreunde in einem Beitrag von buten und 
binnen vom 23. August auf die Frage, ob Lohse in zwei Jahren als 
Schirmherr nochmals angesprochen werde.�

Im Gegensatz zu Umwelt
senator Joachim Lohse ließ 
es sich Silvia Neumeyer, 
baupolitische Sprecherin der 
CDU-Fraktion, nicht nehmen 
zum Auftakt des Wettbewerbs 
selbst einen Rundgang durch 
die Kleingärten zu unter
nehmen.

Grüne:

Mehr Bürokratie 
statt Verbrechen 
bekämpfen

Nicht die Verhinderung und Verfolgung von Straftaten sollte 
aus Sicht der Grünen im Mittelpunkt der Polizeiarbeit stehen. 
Nein, wenn es nach ihnen geht, sollen Polizistinnen und Poli-
zisten ab sofort bei jeder Personenkontrolle eine Quittung 
schreiben. Damit wollen die Grünen angebliche Diskriminie-
rung aufdecken, die sie den Einsatzkräften gleich als General-
verdacht unterstellen.

Maßlose Bürokratie statt Verbrecher zu stellen? »Die Forde-
rung zeigt, dass die Bremer Grünen meilenweit von der Reali-
tät entfernt sind. Statt Polizeiarbeit effektiver zu machen, um 
Straftaten aufzuklären und Bürger zu schützen, legen sie die 
Ermittlungen lieber durch ausufernde Bürokratie lahm«, kriti-
siert Wilhelm Hinners, innenpolitischer Sprecher. Auch die Ge-
werkschaft der Polizei machte umgehend deutlich, wie wenig sie 
von dem ideologischen Vorschlag der Grünen hält. Ein Blick in 
die Kriminalitätsstatistik zeigt: Kontrollintensive Bereiche wie 
Drogenkriminalität und Körperverletzungen sind in Bremen im 
vergangenen Jahr angestiegen. »Vor diesem Hintergrund ist es 
völlig realitätsfremd und verantwortungslos, die Polizei durch 
das Schreiben von Quittungen von wichtiger Ermittlungsarbeit 
abzuhalten«, so Hinners.�





Wlan und Museum? Das gehört im 21. Jahrhundert zu-
sammen, findet der kulturpolitische Sprecher der CDU-
Fraktion, Claas Rohmeyer. Denn ein schneller und un-
komplizierter Internetzugang in Bremer Museen würde 
viele multimediale Angebote für die Besucher ermögli-
chen und die Museen attraktiver machen.

»Aber Bremen befindet sich in dieser Hinsicht im digi-
talen Tiefschlaf«, sagt Rohmeyer. Weder Kunsthalle, 
überseemuseum oder Focke-Museum verfügen über 
Wlan. Obwohl viele Museumsdirektoren die digitale 
Modernisierung begrüßen würden (s. Interview). Nach-
dem im vergangenen Jahr die Störerhaftung gefallen 
war, besteht auch die rechtliche Grundlage für offene 
Wlan-Netzwerke. Claas Rohmeyer setzt sich deswegen 
mit einer Initiative für flächendeckendes und kostenlo-
ses Wlan in Museen ein.

ausguCk: Brauchen wir wirklich Wlan im Museum?

dr. Frauke Von der haar: Im Focke-Museum gibt 
es seit der Einführung des Mediaguides im Jahr 2013 
ein internes Wlan-Netz, jedoch kein öffentlich zu-
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NETZ IM MUSEUM

DR. FRAUKE VON DER HAAR
Direktorin Focke Museum

…mehr über den 
Antrag »Wlan im 

Museum«
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Aus der Fraktion
  

gängliches Besuchernetz. Da im Inneren 
unseres Haupthauses der Handy-Emp-
fang nicht oder nur sehr eingeschränkt 
möglich ist, wünschen sich viele Besu-
cherinnen und Besucher eine Verbin-
dung in die Sozialen Medien über Wlan, 
um beispielsweise bei Veranstaltungen 
aus dem Museum zu twittern. Kommu-
nikation ist nicht nur für unser Publikum 
wichtig, sondern auch für uns als Muse-
um.

Ausguck:  Erwarten die Besucher viel-
leicht sogar ein derartiges Angebot?

Dr. Frauke von der Haar:  Unse-
re Gäste erwarten, dass sie sich auch 
während ihres Besuchs im Museum in 
den Sozialen Medien bewegen können. 
Jung und Alt sind dabei auf sehr unter-
schiedlichen Plattformen unterwegs. 
Gemeinsam ist ihnen der Wunsch nach 
einem schnellen Zugriff und das immer 
und überall, auch im Museum. Diese Ak-
tivitäten möchten wir gerne für unsere 
Themen und Angebote nutzen. Sei es 
um den Austausch mit unserem Publi-
kum zu intensivieren oder die Inhalte 
des Museums anderen Menschen im 
Netz bekannt zu machen.

Ausguck:  Welche konkreten Angebote 
wären für Besucher des Focke-Muse-
ums durch Wlan denkbar?

Dr. Frauke von der Haar:  Perspek-
tivisch planen wir die Inhalte des Media-
guides über eine App anzubieten. Unse-
re partizipativen Angebote würden wir 
gerne digital auf den Geräten der Be-
sucherinnen und Besucher nutzbar und 
für alle im Netz erfahrbar machen. Dafür 
könnten wir Hotspots an verschiedenen 
Punkten im Museum einrichten und eine 
eigene Internetleitung für Gäste instal-
lieren. Besucher- und Hausnetz müssten 
voneinander getrennt sein. Eine Heraus-
forderung ist dabei die Leistungsfähig-
keit des Netzes im Stadtteil. Momentan 
steht uns leider kein ausreichend schnel-
les Netz zur Verfügung.�

  
Das Interview

Die Deutschen sind Weltmeister in Sa-
chen Ehrenamt: Von über 80 Millionen 
Einwohnern engagiert sich mehr als jeder 
vierte Bürger freiwillig in sozialen Berei-
chen, bei Kirchen, beim THW, der Feuer-
wehr oder in Vereinen. Auch tausende 
Bremer sind ehrenamtlich aktiv, doch die 
Nachwuchsgewinnung wird zunehmend 
schwierig. Mit verschiedenen Initiativen 
will die CDU-Fraktion dem Ehrenamt zu 
noch mehr Aufmerksamkeit und Wert-
schätzung verhelfen. 

Was zeichnet eigentlich Deutschland aus? 
Zuverlässigkeit? Pünktlichkeit? Stabilität? 
Mit Sicherheit. Doch Bundeskanzlerin 
Angela Merkel hatte bei einem Auftritt 
in Bremen Mitte August noch eine ande-
re deutsche Tugend im Gepäck: Das Eh-
renamt. »Das freiwillige Engagement der 
Menschen in Deutschland gibt es in dieser 
Ausprägung in anderen Ländern nicht«, 
sagte Merkel. Auch in Bremen engagieren 
sich rund 180.000 Menschen. Um sie für 
ihre Arbeit zu belohnen, gibt es die Ehren-
amtskarte. Sie ermöglicht Vergünstigun-
gen in öffentlichen Einrichtungen und bei 
anderen Anbietern in Bremen und Nieder-
sachsen. Doch um sie zu bekommen, sind 

die Hürden oft zu hoch. Denn nur 1,5 % al-
ler Ehrenamtlichen nutzen die Karte über-
haupt. »Die jetzigen Anforderungen sind 
für viele Ehrenamtliche, die zum Beispiel 
berufstätig oder in einer Ausbildung sind 
und sich nur in ihrer Freizeit ehrenamtlich 
engagieren können, nicht zu erreichen«, 
mach Sigrid Grönert, sozialpolitische 
Sprecherin deutlich. Die CDU-Fraktion 
setzt sich daher dafür ein, dass vor allem 
junge Menschen leichter in ihren Besitz 
kommen und fordert Verbesserungen vom 
Senat.

Nachwuchs für das Ehrenamt zu gewin-
nen, ist auch die Idee von ihrem Frakti-
onskollegen Dr. Thomas vom Bruch. Der 
bildungspolitische Sprecher glaubt, dass 
das Ehrenamt und die Nachwuchsgewin-
nung gestärkt werden könnte, wenn eh-
renamtliche Organisationen und Vereine 
stärker mit Schulen zusammenzuarbeiten 
und sich dort präsentieren. Eine entspre-
chende große Anfrage hat vom Bruch des-
halb an den Senat gestellt. Aus seiner Sicht 
bietet vor allem der Ganztagsschulausbau 
die Chance, Vereine oder die Feuerwehr in 
Schulinhalte zu integrieren. Auch eine Art 
»Ehrenamtstag« kann er sich vorstellen.�

CDU-Fraktion  
stärkt Ehrenamt

Der Antrag der 
CDU-Fraktion, um 
die Ehrenamtskarte 
besonders für junge 
Menschen attraktiver 
zu machen
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ausguck 
CDU Bürgerschaftsfraktion 
Am Wall 135 
28195 Bremen

Einen Champagner dürften am 18. September die Nie-
dersachsen geköpft haben. Der Grund: Bremens Bil-
dungssenatorin Claudia Bogedan (SPD) hat mit den nie-
dersächsischen Nachbarn einen neuen Vertrag über das 
Gastschulgeld ausgehandelt. Rausgekommen ist dabei 
ein guter Deal – leider ausschließlich für Niedersach-
sen. Denn Bremen zahlt rund 5 Millionen Euro drauf.

Im Saldo besuchen rund 1.700 niedersächsische Schü-
lerinnen und Schüler mehr eine Schule in Bremen als 
umgekehrt. Für sie zahlt Niedersachsen nach der seit 
1995 geltenden Vereinbarung einen faktischen Pro-Kopf-
Betrag. Doch die über 20 Jahre alte Vereinbarung deckt 

nicht annähernd die Kosten, die Bremen für einen Schüler 
aufwendet. Und so gibt Bremen jedes Jahr mehrere Mil-
lionen Euro für niedersächsische Schüler aus, die eigent-
lich Niedersachsen selbst tragen müsste. »Das ist für ein 
Haushaltsnotlageland und angesichts der Ausstattungs-
mängel im Bildungssystem nicht akzeptabel«, macht 
Dr. Thomas vom Bruch, bildungspolitischer Sprecher, 
deutlich. Es gehe nicht um eine Gängelung der Landes-
nachbarn, sondern um Gerechtig- und Gegenseitigkeit. 
»Denn das Geld müsste Niedersachsen ja auch aufbrin-
gen, wenn die Kinder anstatt in Borgfeld in Lillienthal zur 
Schule gingen.« Er forderte deshalb bereits 2014 den Se-
nat auf, eine neue Vereinbarung auszuhandeln. 

Rund drei Jahre später hat Bildungssenatorin Claudia 
Bogedan (SPD) ihre Verhandlungen abgeschlossen und 
einen Vertrag mit Niedersachsen unterschrieben – mit 
denkbar schlechtem Ergebnis für Bremen: Niedersachsen 
muss noch nicht einmal die Hälfte der Kosten ihrer Schü-
ler, die eine Schule in Bremen besuchen, erstatten. »Das 
ist ein echtes Sparmodell für Niedersachsen. Bremen 
zahlt weiter oben drauf«, kritisiert vom Bruch. Laut der 
im Bremer Haushalt veranschlagten Gastschulgeldpau-
schale steigen die Einnahmen von Niedersachsen ab 2019 
um 1,7 Mio. zwar auf rund 5,7 Mio. Euro. Auf Basis dieser 
Zahlen haben die rot-grünen Regierungen in Bremen und 
Niedersachsen offenbar Pro-Kopf-Kosten von etwa 3.300 
Euro zugrunde gelegt. »Ich weiß nicht, ob die Pro-Kopf-
Kosten gewürfelt worden sind«, sagt der CDU-Bildungs-
experte, »der Realität entsprechen sie jedenfalls nicht.« 
Denn das Statistische Bundesamt kommt mit 6.500 Euro 
auf deutlich höhere Bildungsausgaben pro Schülerin und 
Schüler an öffentlichen Schulen. Für Bremen wäre also 
ein Betrag von knapp 11 Millionen Euro angemessen. »Es 
ist völlig unverständlich, warum der Bremer Senat sich 
auf so einen schlechten Deal einlässt und das auch noch 
als Erfolg verbuchen will. Zumal die Mehreinnahmen zum 
Vorteil aller Kinder und Jugendlichen genutzt werden 
könnten«, macht vom Bruch deutlich.�

  
Aus der Fraktion

Gastschulgeld:

Ein schlechter  
Deal für Bremen


